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4. Anzeigen und Mitteilungen der Arbeiter- 
und-Bauem-Inspektion;

5. Anzeigen und Mitteilungen gesellschaft­
licher Organisationen und Einrichtungen;

6. Anzeigen und Mitteilungen von Bürgern;
7. Selbstbezichtigungen;
8. Tod unter verdächtigen Umständen.

§93
Anzeigen und Mitteilungen

(1) Anzeigen und Mitteilungen können 
mündlich oder schriftlich erstattet werden. 
Uber die mündliche Anzeige oder Mit­
teilung ist ein Protokoll aufzunehmen. Das 
Protokoll ist von dem Anzeigenden oder 
Mitteilenden zu unterschreiben. Bei Straf­
taten. die auf Antrag des Geschädigten zu 
verfolgen sind, ist der Geschädigte Uber 
die Notwendigkeit der Antragstellung zu 
belehren.

(2) Der durch die Straftat Geschädigte 
ist auf die Möglichkeit der Geltendmachung 
eines Schadensersatzanspruches und auf 
seine Rechte gemäß § 17 im Strafverfahren 
hinzuweisen.

§94
Tod unter verdächtigen Umständen

Sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, 
daß jemand eines nicht natürlichen Todes 
gestorben oder die Todesart nicht aufge­
klärt ist oder wird die Leiche eines Unbe­
kannten gefunden, hat das Untersuchungs­
organ dies dem Staatsanwalt unverzüglich 
mitzuteilen. Die Bestattung ist nur mit 
schriftlicher Zustimmung des Staats­
anwalts zulässig, wobei eine Feuerbestat­
tung ausdrücklich zu genehmigen ist. Vor 
Erteilung der Zustimmung soll ein staat­
lich angestellter Arzt die Todesursache 
ermitteln.

Prüfung von Anzeigen und Mitteilungen

(1) Der Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane sind verpflichtet, jede 
Anzeige oder Mitteilung entgegenzunehmen 
und zu überprüfen, ob der Verdacht einer 
Straftat besteht. Im Ergebnis der Prüfung 
ist darüber hinaus zu entscheiden, ob
1. von der Einleitung eines Ermittlungsver­

fahrens abzusehen.

2. die Sache an ein gesellschaftliches Organ 
der Rechtspflege zu übergeben,

3. ein Ermittlungsverfahren einzuleiten ist.
(2) Zu diesem Zweck sind die notwen­

digen Prüfungshandlungen vorzunehmen. 
Der Verdächtige kann befragt und, wenn 
es zu diesem Zwecke unumgänglich ist, 
zugeführt werden. Eine Vernehmung als 
Beschuldigter sowie die Vornahme prozes­
sualer Zwangsmaßnahmen sind unzulässig.

(3) Die Fristen für die Prüfung der 
Anzeige oder Mitteilung legt der General­
staatsanwalt fest

§99
Absehen von der Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens

(1) Wird bei der Prüfung der Anzeige 
oder Mitteilung festgestellt daß sich der 
Verdacht einer Straftat nicht bestätigt 
oder es an den gesetzlichen Voraussetzun­
gen der Strafverfolgung fehlt ist von der 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
abzusehen.

(2) Dem Anzeigenden und dem Geschä­
digten ist ein begründeter Bescheid zu er­
teilen; die Mitteilung kann auch in einer 
persönlichen Aussprache erfolgen. Münd­
liche Mitteilungen sind aktenkundig zu 
machen. Der Anzeigende und der Geschä­
digte sind auf das Recht der Beschwerde 
gemäß § 91 hinzuweisen.

§97
tlborgabe an die gesellschaftlichen Organe 

der Rechtspflege

Wird bereits bei der Prüfung der An­
zeige oder Mitteilung festgestellt, daß die 
Voraussetzungen für die Übergabe der 
Sache an ein gesellschaftliches Organ der 
Rechtspflege (§ 58) vorliegen, ist die Sache 
an dieses zu übergeben (§59) und kein 
Ermittlungsverfahren einzuleiten. Der 
Staatsanwalt ist davon zu unterrichten.

Einleitung eines Ermittlungsverfahrens

(1) Ergibt die Prüfung der Anzeige 
oder Mitteilung, daß der Verdacht einer 
Straftat besteht und liegen die gesetzlichen 
Voraussetzungen der Strafverfolgung vor, 
ordnet der Staatsanwalt oder das Unter-


